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Insolvenzverfahren über das Vermögen der Spaß im Norden/The Avengers GmbH

Sehr geehrte Damen und Herren,

über das Vermögen der oben genannten Schuldners wurde durch das Amtsgericht Flensburg am
23.05.2025 das Insolvenzverfahren eröffnet und ich als Insolvenzverwalter eingesetzt. Eine Kopie des
Eröffnungsbeschlusses füge ich als Anlage bei.

Insolvenzforderungen(§ 38 InsO) sind bei mir als Insolvenzverwalter bis spätestens zum

04.07.2025 (bei mir eingehend)

geltend zu machen. Folgende Wege der Forderungsanmeldung stehen Ihnen zur Verfügung.

• Sie melden Ihre Forderung im Gläubigerinformationssystem (GIS) unter inso.whitecase.com an.
Bitte folgen Sie den Anweisungen im GIS. Am Ende der Anmeldung werden Sie aufgefordert, die
Forderungsanmeldung auszudrucken und zu unterzeichnen; oder

• Sie formulieren Ihre Forderungsanmeldung schriftlich. Hierzu können Sie das beigefügte Anmel-
deformular verwenden.

In beiden Fällen senden Sie mir bitte Ihre Anmeldung anschließend in einfacher Ausfertigung unge­
tackert zusammen mit den zugehörigen Nachweisen (z.B. Kopien der Titel, Rechnungen, Kontoaus­
züge, Originalwechsel etc.) zu.

White & Case ist eine internationale Anwaltskanzlei, die aus White & Case , einer im US-Staat New York registrierten Limited
Liability Partnership, White & Case LLP, einer nach englischem Recht eingetragenen Limited Liability Partnership, und weiteren
angeschlossenen Unternehmen besteht. Die Partner unserer deutschen Büros gehören der nach dem Recht des Staates New York
gegründeten Limited Liability Partnership an. Demzufolge ist die persönliche Haftung der einzelnen Partner beschränkt.
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Die Übermittlung Ihrer Anmeldung nebst Anlagen ist

• als Scan per E-Mail an die E-Mail-Adresse FlensburgForderungsanmeldungen@whitecase.com
oder

• postalisch an White & Case LLP, Rechtsanwalt Sven Hentschel, Holm 40, 24937 Flensburg,

möglich. Bitte wählen Sie für die Zusendung Ihrer Anmeldung nur einen Übertragungsweg und
übermitteln Ihre Anmeldung nicht mehrfach.

Sollten Ihnen Vollstreckungstitel für Ihre anzumeldenden Forderungen vorliegen, so weisen Sie bitte
darauf hin, falls vorgelegte Urteile nicht rechtskräftig sind. Ergänzend verweise ich auf das ebenfalls
als Anlage beigefügte Merkblatt zur Forderungsanmeldung.

Forderungsanmeldungen, die vor dem 23.05.2025 erfolgten, sind aus Rechtsgründen unzulässig und
müssen noch einmal vorgenommen werden. Nachrangige Insolvenzforderungen(§§ 39,327 InsO) sind
erst nach einer besonderen Aufforderung durch das Amtsgericht geltend zu machen.

Sofern Sie auf Eigentumsvorbehalt gestützte Aussonderungsrechte oder Ansprüche auf abgesonderte
Befriedigung geltend machen, übermitteln Sie mir bitte hierzu unverzüglich, spätestens jedoch bis zu
vorgenanntem Datum, die entsprechenden Nachweise.

Verspätete Forderungsanmeldungen werden im Prüfungstermin am 01.08.2025 nicht berücksichtigt.
Die Prüfung derartiger Forderungen erfolgt in einem nachträglichen kostenpflichtigen Prüfungstermin
(§ 177 InsO), der unter Umständen erst bei Abschluss des Insolvenzverfahrens stattfindet.

Nach Abhaltung des Prüfungstermins erhalten Sie von mir unaufgefordert eine Benachrichtigung über
das Ergebnis der Prüfung Ihrer Forderung. Über dieses Ergebnis und etwaige spätere Berichtigungen
können Sie sich jederzeit im Gläubigerinformationssystem informieren. Ebenso erhalten Sie dort im
Verfahrensverlauf aktuelle Sachstandsinformationen, Beschlüsse, Formulare u.a. Bitte haben Sie Ver­
ständnis dafür, dass telefonische oder schriftliche Sachstandsanfragen daher nicht beantwortet werden.

Sofern Sie Rechtsrat suchen, wenden Sie sich bitte an Ihren Rechtsanwalt oder die öffentlichen Rechts­
beratungsstellen. Eine individuelle Rechtsberatung durch mich ist nicht zulässig.

Dieses Schreiben ist eine allgemeine Information an alle Beteiligten im Insolvenzverfahren über
das Vermögen der Schuldners. Sofern Sie keine Forderungen gegenüber diesem besitzen oder
diese nicht geltend machen wollen, brauchen Sie nichts zu veranlassen.

Mit freundlichen Grüßen

Sven Hentschel
Insolvenzverwalter

Dieses Schreiben wurde per Serienbrief erstellt und trägt daher keine Unterschrift.

Anlagen
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Beglaubigte Abschrift

56 IN 63/25

Amtsgericht Flensburg

Beschluss

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen d.

Spass im Norden/ The Avengers GmbH, Kapaunenberg 2, 24837 Schleswig, vertreten durch
den Geschäftsführer Joel Mario Mohr
Registergericht: Amtsgericht Flensburg Register-Nr.: HRB 12998

- Schuldnerin ­

hat das Amtsgericht Flensburg am 23.05.2025 durch den Richter am Amtsgericht Dr. Riggert

beschlossen:

1. Das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Schuldnerin wird wegen Zahlungsunfähig­

keit und Überschuldung am 23.05.2025 um 08.00 Uhr eröffnet.

2. Zum Insolvenzverwalter wird bestellt:

Rechtsanwalt Sven Hentschel
Holm 40, 24937 Flensburg

3. Die Insolvenzgläubiger werden aufgefordert, Insolvenzforderungen (§ 38 lnsO) bis

zum 04.07.2025 bei dem Insolvenzverwalter schriftlich anzumelden.

Die Anmeldung kann durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments erfolgen, der In­

solvenzverwalter kann den Übermittlungsweg sowie ein gängiges Dateiformat für die An­

meldung festlegen. Der Insolvenzverwalter muss daneben einen sicheren Übermittlungs­

weg im Sinne des § 130a der Zivilprozessordnung für die Übermittlung anbieten.
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Gläubiger, die elektronische Dokumente über sichere elektronische Übermittlungswege

(§ 130a ZPO) empfangen können, können unter Angabe des über einen solchen Weg er­

reichbaren Postfachs ihre Zustimmung zu elektronischen Zustellungen erklären. Die Zu­

stimmung gegenüber dem Insolvenzgericht gilt mit der Einreichung eines elektronischen

Dokuments auf einem sicheren Übermittlungsweg in diesem Verfahren als erteilt.

Bei der Anmeldung sind Grund und Betrag der Forderung anzugeben. Der Anmeldung sol­

len die Urkunden, aus denen sich die Forderung ergibt, in Abdruck beigefügt werden. So­

fern die Anmeldung mittels eines elektronischen Dokuments erfolgt, kann auch eine elek­

tronische Rechnung übermittelt werden. Auf Verlangen des Insolvenzverwalters oder des

Insolvenzgerichts sind Ausdrucke, Abschriften oder Originale von Urkunden einzureichen.

4. Das Insolvenzverfahren wird bis auf Weiteres schriftlich durchgeführt, § 5 Abs. 2 lnsO.

Die Beteiligten erhalten Gelegenheit, bis 01.08.2025 den Forderungsanmeldungen schrift­

lich beim Insolvenzgericht zu widersprechen.

Sollten Beschlussfassungen über die eventuelle Wahl eines anderen Insolvenzverwalters,

über die Einsetzung eines Gläubigerausschusses sowie über die in den §§ 35 Abs. 2 (Ent­

scheidung über die Wirksamkeit der Verwaltererklärung zu Vermögen aus selbstständiger

Tätigkeit), 66 (Rechnungslegung Insolvenzverwalter), 100 f. (Unterhaltszahlungen aus der

Insolvenzmasse), 149 (Anlage von Wertgegenständen), 157 (Stilllegung bzw. Fortführung

des Unternehmens), 160 (Zustimmung zu besonders bedeutsamen Rechtshandlungen

des Insolvenzverwalters, insbesondere, wenn das Unternehmen oder ein Betrieb, das Wa­

renlager im Ganzen, ein unbeweglicher Gegenstand aus freier Hand, die Beteiligung des

Schuldners an einem anderen Unternehmen, die der Herstellung einer dauernden Verbin­

dung zu diesem Unternehmen dienen soll, oder das Recht auf den Bezug wiederkehren­

der Einkünfte veräußert werden soll; wenn ein Darlehen aufgenommen werden soll, das

die Insolvenzmasse erheblich belasten würde oder wenn ein Rechtsstreit mit erheblichem

Streitwert anhängig gemacht oder aufgenommen, die Aufnahme eines solchen Rechts­

streits abgelehnt oder zur Beilegung oder zur Vermeidung eines solchen Rechtsstreits ein

Vergleich oder ein Schiedsvertrag geschlossen werden soll), 162 (Betriebsveräußerung an

besonders Interessierte), 163 (Betriebsveräußerung unter Wert), 233 (Zustimmung Fort­

setzung Verwertung und Verteilung bei Insolvenzplan) und 271 (Beantragung einer Eigen­

verwaltung) lnsO bezeichneten Angelegenheiten erforderlich sein, bedarf es der Antrag­

stellung bis 01.08.2025, damit die Anordnung des schriftlichen Verfahrens widerrufen wer­

den kann.
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Die Forderungsanmeldungen und die Insolvenztabelle können durch die Beteiligten auf der

Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts eingesehen werden.

Nach Ablauf der Widerspruchsfrist werden die Forderungen geprüft; Forderungen, gegen

die bis dahin kein Widerspruch erhoben wurde, gelten als festgestellt.

Hinweise:

Gläubiger, deren Forderungen festgestellt werden, erhalten keine Benachrichtigung.

5. Sicherungsrechte an beweglichen Gegenständen oder an Rechten sind dem Insolvenzver­

walter unverzüglich anzuzeigen (§ 28 Abs. 2 lnsO).

Der Gegenstand an dem das Sicherungsrecht beansprucht wird, die Art und der Entste­

hungsgrund des Sicherungsrechts sowie die gesicherte Forderung sind zu bezeichnen.

Wer die Mitteilung schuldhaft unterlässt oder verzögert, haftet für den daraus entstehen­

den Schaden (§ 28 Abs. 2 lnsO).

6. Personen, die Verpflichtungen gegenüber der Schuldnerin haben, werden aufgefordert,

nicht mehr an diese, sondern an den Insolvenzverwalter zu leisten (§ 28 Abs. 3 lnsO).

7. Der Insolvenzverwalter wird gem.§ 8 Abs. 3 lnsO beauftragt, die in dem Verfahren vorzu­

nehmenden Zustellungen, beginnend mit der Zustellung des Eröffnungsbeschlusses

nach § 30 lnsO, durchzuführen. Die Zustellung kann auch elektronisch nach Maßgabe

des § 173 ZPO erfolgen.

Ausgenommen ist die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an die Schuldnerin; diese er­

folgt durch das Insolvenzgericht.

Die öffentlichen Bekanntmachungen obliegen weiterhin dem Insolvenzgericht.

8. Hinweis:

Die in einem elektronischen Informations- und Kommunikationssystem erfolgte Veröffentli­

chung von Daten aus einem Insolvenzverfahren einschließlich des Eröffnungsverfahrens

wird spätestens 6 Monate nach der Aufhebung oder der Rechtskraft der Einstellung des In­

solvenzverfahrens gelöscht, § 3 Abs. 1 Satz 1 InsOBekV.

Sonstige Veröffentlichungen nach der Insolvenzordnung werden einen Monat nach dem

ersten Tag der Veröffentlichung gelöscht.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann die sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) eingelegt werden.

Ebenso können der Schuldner oder die Gläubiger des Schuldners (im Folgenden: Beschwerdeführer) gegen
die Entscheidung die sofortige Beschwerde (im Folgenden: Beschwerde) einlegen, soweit damit das Fehlen
der internationalen Zuständigkeit für die Eröffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens nach Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2015/848 gerügt werden soll (Artikel 102c - § 4 EGlnsO).

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen bei dem

Amtsgericht Flensburg
Südergraben 22
24937 Flensburg

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkündet wird, mit deren Zu­
stellung beziehungsweise mit der wirksamen öffentlichen Bekanntmachung gemäß § 9 lnsO im Internet
(www.insolvenzbekanntmachungen.de). Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum Nachweis der Zustel­
lung an alle Beteiligten, auch wenn die lnsO neben ihr eine besondere Zustellung vorschreibt, § 9 Abs. 3 ln­
sO. Sie gilt als bewirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentlichung zwei weitere Tage verstrichen sind, § 9
Abs. 1 Satz 3 lnsO. Für den Fristbeginn ist das zuerst eingetretene Ereignis (Verkündung, Zustellung oder
wirksame öffentliche Bekanntmachung) maßgeblich.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Die Beschwerde ist von dem Beschwerdeführer oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen.

Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung sowie die Erklärung enthal­
ten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Notarin, einen Notar, durch ei­
ne Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Do­
kument einzureichen, es sei denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In
diesem Fall bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende
Unmöglichkeit bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung
ist das elektronische Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
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sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung- ERVV) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

Dr. Riggert
Richter am Amtsgericht

Beglaubigt
Flensburg, 23.05.2025

Strake
Justizobersekretärin

beA Eingang

23.05.2025
WHITE CASE



Bitte sämtliche Anmeldeunterlagen nicht tackern!

Forderungsanmeldung im Insolvenzverfahren

Anmeldungen sind stets nur an den Insolvenzverwalter (Treuhänder, Sachwalter) zu senden,
nicht an das Gericht.

Bitte beachten Sie auch das gerichtliche Merkblatt zur Forderungsanmeldung.

Schuldner Spaß im Norden/The Avengers GmbH
Kapaunenberg 2, 24837 Schleswig

Insolvenzgericht: Amtsgericht Flensburg I Aktenzeichen: 56 IN 63/25

Gläubiger Gläubigervertreter

Genaue Bezeichnung des Gläubigers mit Postanschrift, bei Die Beauftragung eines Rechtsanwalts ist freigestellt. Die
Gesellschaften mit Angabe der gesetzlichen Vertreter Vollmacht muss sich ausdrücklich auf Insolvenzsachen

erstrecken.

Telefonnummer:

E-Mail-Adresse: 0 Vollmacht anbei bzw. folgt umgehend

Bankverbindung: Bankverbindung:

Geschäftszeichen: Geschäftszeichen:

Angemeldete Forderungen

Jede selbständige Forderung ist getrennt anzugeben. Reicht der Raum auf diesem Formular nicht aus, so sind die
weiteren Forderungen in einer Anlage nach dem folgenden Schema aufzuschlüsseln.

Erste Hauptforderung im Rang des§ 38 InsO (notfalls geschätzt) €

Zinsen, höchstens bis zum Tag vor der Eröffnung des Verfahrens

□ Prozentpunkten über
Basiszinssatz aus €seitdem €□ % aus €seitdem

Kosten, die vor der Eröffnung des Verfahrens entstanden sind €

Summe €

Zweite Hauptforderung im Rang des § 38 InsO (notfalls geschätzt) €

Zinsen, höchstens bis zum Tag vor der Eröffnung des Verfahrens

□ Prozentpunkten über
Basiszinssatz aus €seitdem €□ % aus €seitdem

Kosten, die vor der Eröffnung des Verfahrens entstanden sind €

Summe €

03.05.2022 18.03
[Anmeldeformular ohne Delikt.docx]



Nachrangige Forderungen(§ 39 InsO)
Diese Forderungen sind nur anzumelden, wenn das Gericht ausdrücklich hierzu aufgefordert hat(§ 174 Abs. 3 InsO). Die ge-
setzliche Rangstelle ist durch Ankreuzen zu bezeichnen. Ab Nachrang 3 sind Zinsen und Kosten gesondert anzugeben und der
jeweiligen Hauptforderung zuzuordnen (vgl. $ 39 Abs. 3 InsO).
1. []Nachrang des $ 39 Abs. 1 Nr. 1 €
2. []Nachrang des $ 39 Abs. 1 Nr. 2 €
3. [] Nachrang des $ 39 Abs. 1 Nr. 3 €
4. []Nachrang des $ 39 Abs. 1 Nr. 4 €
5.[]Nachrang des $ 39 Abs. 1 Nr. 5 €
6. [] Nachrang des $ 39 Abs. 2 €
Zinsen ($ 39 Abs. 3) zu Nachrang 3-4-5--6 €
Kosten ($ 39 Abs. 3) zu Nachrang 3-4-5-6 €
Summe der nachrangigen Forderungen €

Abgesonderte Befriedigung unter gleichzeitiger Anmeldung des Ausfalls wird beansprucht.
J. Begründung siehe Anlage
[J Nein
Grund und nähere Erläuterung der Forderungen (z.B. Warenlieferung, Miete, Darlehen, Reparaturleistung, Arbeitsentgelt,
Wechsel, Schadensersatz)

Als Unterlagen, aus denen sich die Forderungen ergeben, sind beigefügt:

Ort Datum Unterschrift und evtl. Firmenstempel

Beachten Sie auch die Hinweise im gerichtlichen Merkblatt zur Forderungsanmeldung.

03.05.2022 18.03
[Anmcldefonnular ohne Delikt.docx] 2



Merkblatt
zur Forderungsanmeldung im Insolvenzverfahren(§ 174 lnsO)

Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens haben die Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger ihre Forderungen bei der
Insolvenzverwalterin oder bei dem Insolvenzverwalter anzumelden. Fehlerhafte Anmeldungen können das Verfahren ver­
zögern. Gläubigerinnen und Gläubiger sollten deshalb im eigenen Interesse die folgenden Hinweise und die Angaben auf
dem Anmeldeformular sorgfältig beachten. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus der Insolvenzordnung, insbesondere
aus den§§ 38 - 52, 174 - 186 lnsO. Rechtsauskünfte zu Einzelfragen darf das Gericht nicht erteilen. Dies ist Sache der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarinnen und Notare sowie der zugelassenen Rechtsbeistände.

1. Forderungsanmeldung

Forderungen der Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger sind nicht beim Gericht, sondern bei der Insolvenzverwalterin
oder bei dem Insolvenzverwalter anzumelden. Ist eine Sachwalterin oder ein Sachwalter bestellt (§ 270 lnsO), so ist die
Forderungsanmeldung dort vorzunehmen.
Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger sind Personen, die einen zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens begrün­
deten Vermögensanspruch gegen die Schuldnerin oder den Schuldner haben (§ 38 lnsO).

2. Inhalt und Anlagen der Anmeldung

Bei der Anmeldung ist der Grund der Forderung anzugeben, damit die Insolvenzverwalterin oder der Insolvenzverwalter
sie überprüfen kann (z. B. Warenlieferung, Miete, Darlehen, Reparaturleistung, Arbeitsentgelt, Wechsel, Schadenersatz).
Sind die Gläubigerinnen oder die Gläubiger der Ansicht, eine Forderung beruhe auf einer unerlaubten Handlung, aus
rückständigen gesetzlichen Unterhalt, den die Schuldnerin oder der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig nicht gewährt hat,
oder aus einem Steuerschuldverhältnis, sofern eine Steuerstraftat des Schuldner oder der Schuldnerin nach den §§ 370,
373 oder 374 der Abgabenordnung zugrunde liegt, so haben sie zu jeder dieser Forderungen, die sich gegen natürliche
Personen richten, die Tatsachen anzugeben, aus denen sich diese Einschätzung ergibt.
AIie Forderungen sind in festen Beträgen in inländischer Währung geltend zu machen und abschließend zu einer Gesamt­
summe zusammenzufassen.
Zinsen können grundsätzlich nur für die Zeit bis zur Eröffnung des Verfahrens (Datum des Eröffnungsbeschlusses) ange­
meldet werden. Sie sind unterAngabe von Zinssatz und Zeitraum auszurechnen und mit einem festen Betrag zu benennen.
Forderungen, die nicht auf Geld gerichtet sind oder deren Geldbetrag unbestimmt ist, sind mit ihrem Schätzwert anzumel­
den.
Forderungen in ausländischer Währung sind in inländische Währung umzurechnen, und zwar nach dem Kurswert zur Zeit
der Verfahrenseröffnung (§ 45 lnsO).
Der Anmeldung sind die Beweisurkunden und sonstigen Schriftstücke beizufügen, aus denen sich die Forderung ergibt.
Bevollmächtigte von Gläubigerinnen und Gläubigern sollen der Anmeldung eine besondere Vollmacht für das Insolvenz­
verfahren beifügen.
Als Urkunde kann gem.§ 174 Absatz 4 Satz 2 lnsOauch eine elektronische Rechnung übermittelt werden. Auf Verlangen
des Insolvenzverwalters oder des Insolvenzgerichts sind Ausdrucke, Abschriften oder Originale von Urkunden einzurei­
chen.

3. Gläubigerinnen und Gläubiger mit Absonderungsrechten

Gläubigerinnen und Gläubiger, die aufgrund eines Pfandrechts oder eines sonstigen Sicherungsrechts abgesonderte Be­
friedigung an einem Sicherungsgut beanspruchen können, sind Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger, soweit ihnen die
Schuldnerin oder der Schuldner auch persönlich haftet. Diese persönliche Forderung können sie anmelden.

4. Nachrangige Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger

Eine Sonderregelung gilt für die sog. nachrangigen Insolvenzgläubigerinnen und -gläubiger (S 39 lnsO). Nachrangige
Forderungen sind u. a. die während der Verfahrenseröffnung laufenden Zinsen, die Kosten der Verfahrensteilnahme, die
Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und Zwangsgelder, die Forderungen auf eine unentgeltliche schuldnerische
Leistung oder auf Rückgewähr eines kapitalersetzenden Gesellschafterdarlehens oder gleichgestellter Forderungen.
Solche nachrangigen Forderungen können nur angemeldet werden, wenn das Gericht die Gläubigerinnen und Gläubiger
ausdrücklich zur Anmeldung solcher Forderungen aufgefordert hat(§ 174 Abs. 3 lnsO). Bei ihrer Anmeldung ist auf den
Nachrang hinzuweisen und die von der Gläubigerin oder von dem Gläubiger beanspruchte Rangstelle zu bezeichnen.

5. Nachträgliche Forderungsanmeldung

Forderungen, die erst nach Ablauf der gerichtlich festgelegten Anmeldefrist angemeldet werden, können unter Umständen
ein zusätzliches Prüfungsverfahren erforderlich machen. Die Kosten der zusätzlichen Prüfung hat die säumige Gläubigerin
oder der säumige Gläubiger zu tragen (§ 177 Abs. 1 Satz 2 lnsO).

6. Prüfung der Forderungen und Wirkung des Bestreitens (Widerspruch)

Die angemeldeten Forderungen werden im Prüfungstermin geprüft. Das Gericht kann die Durchführung der Prüfung auch im
schriftlichen Verfahren anordnen (§ 5 lnsO). Im diesem Fall wird ein sog. Prüfungsstichtag festgesetzt. Spätestens an diesem
Tag muss der schriftliche Widerspruch, mit dem ein Beteiligter eine zu prüfende Forderung bestreitet, bei Gericht eingehen.



Zum Bestreiten einer angemeldeten Forderung sind die Insolvenzverwaltung, Schuldnerin oder Schuldner sowie jede
Insolvenzgläubigerin oder jeder Insolvenzgläubiger berechtigt. Die Forderungen können ganz oder teilweise nach ihrem
Betrag oder ihrem Rang bestritten werden. Haben Gläubigerinnen oder Gläubiger vorgetragen, die Forderung stamme
aus einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung der Schuldnerin oder des Schuldners, aus rückständigen ge­
setzlichen Unterhalt, den die Schuldnerin oder der Schuldner vorsätzlich pflichtwidrig nicht gwährt hat, oder sofern eine
Steuerstraftat des Schuldner oder der Schuldnerin nach den§§ 370, 373 oder 374 der Abgabenordnung zugrunde liegt,
so hat die Schuldnerin oder der Schuldner im Widerspruch zusätzlich anzugeben, ob dieser Vortrag bestritten wird.
Das Insolvenzgericht wird im Termin bzw. nach Ablauf des Prüfungsstichtages lediglich die abgegebenen Erklärungen be­
urkunden. Für eine Entscheidung, ob ein Widerspruch begründet ist, ist das Insolvenzgericht nicht zuständig. Die Feststel­
lung einer ganz oder teilweise bestrittenen Forderung ist auf dem Rechtsweg zu betreiben, den die allgemeinen Gesetze
hierfür vorsehen (vgl. § 184 lnsO).
Wird eine Forderung nicht oder nur von der Schuldnerin oder vom Schuldner bestritten, so gilt sie für das weitere Insol­
venzverfahren entsprechend der Anmeldung als festgestellt(§ 178 lnsO). Bei angeordneter Eigenverwaltung verhindert
auch der Widerspruch der Schuldnerin oder des Schuldners die Feststellung der Forderung (§ 283 Abs. 1 Satz 2 lnsO).
Der wirksame Widerspruch gegen eine angemeldete Forderung hat folgende Wirkungen (vgl. §§ 178- 185 lnsO):

- Liegt für die Forderung bereits ein vollstreckbarer Schuldtitel vor (Urteil, notarielles Anerkenntnis, Steuerbescheid u.ä.),
so ist es Sache der oder des Bestreitenden, den Widerspruch mit den allgemein zulässigen rechtlichen Mitteln weiter­
zuverfolgen.

- Liegt ein solcher Schuldtitel noch nicht vor, so obliegt es der vermeintlichen Gläubigerin oder dem vermeintlichen Gläu­
biger, die Feststellung der Forderung auf dem hierfür allgemein vorgesehenen Rechtsweg zu betreiben. Die oder der
Bestreitende muss also damit rechnen, dass wegen des Widerspruchs Klage gegen sie/ihn erhoben wird.

7. Teilnahme an Gläubigerversammlungen, Vertretungsnachweis

Jede Gläubigerin oder jeder Gläubiger kann persönlich oder vertreten durch ihre/seine gesetzlichen Vertreter am Prü­
fungstermin oder an den sonstigen Gläubigerversammlungen teilnehmen.
Gläubiger können sich in der Gläubigerversammlung und im Prüfungstermin durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtig­
ten vertreten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte gemäß§ 79 Abs. 2 Satz 2 nur vertretungsbefugt:

1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes); Behörden und ju­
ristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder juristischer Personen des
öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüs­
se vertreten lassen,

2. volljährige Familienangehörige(§ 15 der Abgabenordnung, S 11 des Lebenspartnerschaftsgesetzes), Personen mit
Befähigung zum Richteramt und Streitgenossen, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen
Tätigkeit steht,

3. Verbraucherzentralen und andere mit öffentlichen Mitteln geförderte Verbraucherverbände bei der Einziehung von
Forderungen von Verbrauchern im Rahmen ihres Aufgabenbereichs,

4. Personen, die lnkassodienstleistungen erbringen (registrierte Personen nach 10Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Rechts-
dienstleistungsgesetzes) im Mahnverfahren bis zur Abgabe an das Streitgericht, bei Vollstreckungsanträgen im Verfah­
ren der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen wegen Geldforderungen einschließlich des Verfahrens zur
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung und des Antrags auf Erlass eines Haftbefehls, jeweils mit Ausnahme von
Verfahrenshandlungen, die ein streitiges Verfahren einleiten oder innerhalb eines streitigen Verfahrens vorzunehmen
sind.

Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit der Prozessvertretung beauf­
tragten Vertreter.
Gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder Bevollmächtigte haben ihre Vertretungsberechtigung im Termin nachzuwei­
sen. Als Nachweis kann ein aktueller Handelsregisterauszug oder eine schriftliche Vollmacht vorgelegt werden. Zusätzlich
ist der Personalausweis mitzubringen.

8. Information über das Ergebnis der Forderungsprüfung

Eine Pflicht, am Prüfungstermin teilzunehmen oder für eine Vertretung zu sorgen, besteht nicht. Das Gericht informiert
allerdings nach der Forderungsprüfung nur diejenigen Gläubigerinnen und Gläubiger, deren Forderungen ganz oder teil­
weise bestritten worden sind. Ihnen erteilt das Insolvenzgericht von Amts wegen einen Auszug aus der Insolvenztabelle,
aus dem das Ergebnis der Prüfung hervorgeht.

Gläubigerinnen und Gläubiger, deren angemeldete Forderungen weder von der Insolvenzverwaltung noch von einer In­
solvenzgläubigerin oder einem -gläubiger (noch von der Schuldnerin oder dem Schuldner im Falle der Eigenverwaltung)
bestritten worden sind, erhalten keine besondere Nachricht des Gerichts(§ 179 Abs. 3 lnsO).



9. Hinweise zur Feststellung streitiger Forderungen

Im Prüfungsverfahren hat das Insolvenzgericht nur die Erklärungen der Beteiligten zu beurkunden. Ist die angemeldete
Forderung einer Insolvenzgläubigerin oder eines Insolvenzgläubigers im Insolvenzverfahren nicht (vollständig) festge­
stellt worden, so ist die Feststellung auf dem Rechtsweg zu betreiben, den die allgemeinen Gesetze hierfür vorsehen (§§
180, 185 lnsO). Das Insolvenzgericht ist insoweit nicht zuständig. Bei Meinungsverschiedenheiten über Rang, Höhe oder
Rechtsgrund einer Forderung ist daher das Insolvenzgericht nicht einzuschalten.
Zivilrechtliche Forderungen sind im ordentlichen Verfahren je nach Grund vor den Zivil- oder Arbeitsgerichten geltend zu
machen. Örtlich zuständig ist bei den Zivilgerichten ausschließlich dasjenige Gericht, in dessen Bezirk das Insolvenzge­
richt liegt (§ 180 Abs. 1 lnsO).
War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bereits ein Rechtsstreit über die Forderung anhängig, so ist die Fest­
stellung durch Aufnahme dieses Rechtsstreits zu betreiben (§ 180 Abs. 2 lnsO; § 240 ZPO).
Obsiegt die Insolvenzgläubigerin oder der Insolvenzgläubiger mit der Klage, so hat diese Person beim Insolvenzgericht
unter Vorlage des rechtskräftigen Urteils die Berichtigung der Insolvenztabelle zu beantragen (§ 183 Abs. 2 lnsO).
Hat die Schuldnerin oder der Schuldner eine Forderung, für die ein vollstreckbarer Schuldtitel oder ein Endurteil vorliegt,
bestritten, so obliegt es der Schuldnerin oder dem Schuldner binnen einer Frist von einem Monat, die mit dem Prü­
fungsstichtag beginnt, den Widerspruch gegen die Forderung außerhalb des Insolvenzverfahrens nach den allgemeinen
Gesetzen zu verfolgen. In diesem Fall hat die Schuldnerin oder der Schuldner dem Insolvenzgericht die Verfolgung des
Anspruchs nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Monatsfrist gilt ein Widerspruch als nicht erhoben(§ 184 Abs. 2,
§ 201 Abs. 2, 3 lnsO).
Die weiteren verfahrensrechtlichen Einzelheiten für das Vorgehen zur Feststellung streitiger Forderungen ergeben sich
aus den§§ 179- 185 InsO.

10. Hinweise zur öffentlichen Bekanntmachung

Informationen, die das Insolvenzverfahren betreffen, werden teilweise auch öffentlich bekannt gemacht. Die öffentliche Be­
kanntmachung erfolgt nach § 9 Abs. 1 Satz 1 lnsO i.V.m. § 2 lnsOBekV durch eine zentrale und länderübergreifende Ver­
öffentlichung im Internet auf der Seite: www.insolvenzbekanntmachungen.de. Welcher Vorgang des Insolvenzverfahrens
öffentlich bekanntzumachen ist, regelt das Gesetz im Einzelfall. Insbesondere werden folgende Informationen öffentlich
bekannt gemacht:

der Beschluss über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens,

ab dem 1. Juli 2007 Beschlüsse über die Abweisung eines Insolvenzantrags mangels Masse,

• Beschlüsse über die Anordnung und Aufhebung von Sicherungsmaßnahmen durch das Gericht,

die Entscheidung über die Aufhebung oder die Einstellung des Insolvenzverfahrens,

• Beschlüsse über die Festsetzung der Vergütung des Insolvenzverwalters, des Treuhänders und der Mitglieder des
Gläubigerausschusses,

Terminbestimmungen,

Ankündigung der Restschuldbefreiung,

• Erteilung oder Versagung der Restschuldbefreiung.

Die öffentliche Bekanntmachung hat die Wirkung einer Zustellung und ersetzt stets - auch in solchen Fällen, in denen sie
vom Gesetz nicht vorgeschrieben ist - die Einzelzustellung. Nach § 9 Abs. 3 lnsO genügt die öffentliche Bekanntmachung
zum Nachweis der Zustellung an alle Beteiligten auch dann, wenn die lnsO neben ihr eine besondere Zustellung vor­
schreibt. Weitere Informationen zur öffentlichen Bekanntmachung finden sich auf dem Merkblatt zur öffentlichen Bekannt­
machung im Internet (§ 9 lnsO), abrufbar auf dem Justizportal des Landes Nordrhein-Westfalen unter https://www.justiz.
nrw/BS/formulare/insolvenz/index.php.
Steht ein Internetzugang nicht zur Verfügung, kann die Seite www.insolvenzbekanntmachungen.de auch bei jedem Insol­
venzgericht des Landes Nordrhein - Westfalen unentgeltlich eingesehen werden.
Weiterhin besteht die Möglichkeit, einen Ausdruck der auf dieser Seite veröffentlichen Bekanntmachungen, bei jedem
zuständigen Insolvenzgericht des Landes Nordrhein-Westfalen unentgeltlich zu erhalten, sofern ein berechtigtes Interesse
besteht.


